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Mittelstandsfeindliche 

Politik 
 Die Ergebnisse der Ratssit- 
zung vom 17. Dezember 02 ha- 
ben leider wieder einmal sehr 
deutlich gemacht, dass es den 
meisten der dort Vertretenen 
offensichtlich nicht darauf an- 
kommt, eine gerechte und aus- 
geglichene Politik zum Wohle 
der Borkumer Bürger zu ge- 
stalten. 
 Nachdem bereits vor Jahres- 
frist die Fremdenverkehrsab- 
gabe (gegen die Stimme des 
damaligen FDP-Ratsherren 
Dr. Resler) um 1,4 % erhöht 
wurde, haben die schwarz- 
grünen in gemeinsamer Sache 
mit den Unabhängigen Insula- 
nern diese erneut um 0,5 % 
angehoben. Schaut man sich 
an, wie vielen Borkumern 
kleinen und mittelständischen 
Betrieben bereits das Wasser 
bis zum Hals steht, so bestätigt 
sich unser Verdacht, dass man 
eher vor hat, die Kühe zu 
schlachten anstatt sie zu mel- 
ken. Ruft man sich weiterhin 
 
 
 
 
 
 

ins Gedächtnis, dass die Frem- 
denverkehrsabgabe zum Zeit- 
punkt ihrer Einführung unter 
Bürgermeister van Dyken 
zeitlich beschränkt aus 2-3 
Jahre zur kurzfristigen 
Deckung von Haushalts- 
löchern versprochen wurde, 
und nur dadurch zähneknir- 
schend die Zustimmung der 
CDU-Basis erhielt, so ist die 
dauernde Erhöhung dieser 
Abgabe eine nicht zu übertref- 
fende Unverschämtheit. Dass 
der Borkumer Vermieter auf 
diese Erhöhung kaum noch 
reagieren kann, da die Preise 
kalkuliert und bereits im 
Mai/Juni gemeldet wurden, 
interessiert niemanden. Das 
ist mittlelstandsfeindliche Po- 
litik – und zum Mittelstand 
gehört schließlich fast ganz 
Borkum. Höhepunkt dieser 
Politik ist, dass die Stadt und 
Kurverwaltung kurz nach 
dem Beschluss (zu welchem 
auch die Erhöhung der Ent- 
wässerungsgebühren gehört) 
den Ratsherren und Borkumer 
 
 
 
 
 
 

Würdenträgern Weihnachts- 
geschenke in Form von nicht 
billigen Uhren schickt – ab- 
kassieren ohne einzusparen. 
Was sollen die Bürger eigent- 
lich noch alles finanzieren? 
Ein Studium des Verwaltungs- 
etats von Norderney wäre viel- 
leicht angebracht. Hier wird 
der Haushalt durch Sparmaß- 
nahmen und Streichung über- 
flüssiger Ausgaben saniert 
und nicht durch den ständigen 
Griff in Bürgers Tasche. Der 
FDP-Ratsherr Haenelt hat 
sein „Weihnachtsgeschenk“ 
übrigens an die Verwaltung 
zurückgegeben. 
 Sehr enttäuschend ist das 
Verhalten der Unabhängigen 
Insulaner, deren Sympathi- 
santen und Wähler zum über- 
wiegenden Teil von der FVA 
betroffen sind. Hat man nicht 
vor den Kommunalwahlen die 
Union für so etwas kritisiert 
und Zusammenarbeit abge- 
lehnt? Verschont hat man die 
Insulaner zunächst vor einem 
Beschluss zur Erhöhung der 
 
 
 
 
 
 

Realsteuern. Begründet 
wurde diese Verschiebung auf 
Januar 2003 damit, dass man 
erst die Betriebsergebnisse der 
städtischen Gesellschaften ab- 
warten wolle. Die Ratssitzung 
war am 17. Dezember. Zu die- 
sem Zeitpunkt hätte das Jah- 
resergebnis bekannt sein müs- 
sen. Im Juli hätten wir diese 
Erklärung vielleicht abge- 
nommen. Warum wird nicht 
einfach erklärt, dass ein Be- 
schluss über die Erhöhung der 
Realsteuern kurz vor Weih- 
nachten nicht gerade publi- 
kumswirksam ist? 
 Nachdem man die Bürger 
abgezockt und für dumm ver- 
kauft hatte, weigerte man sich 
den geschlossenen, die zum Teil 
noch angenommenen Freikar- 
ten der AG Ems zurückzuge- 
ben und fuhr scharfe Attacken 
gegen den Antragsteller. Auch 
der Liberale Haenelt hat als 
SPD Ratsherr die Karten an- 
genommen und genutzt und 
ist sich seines Fehlers heute 
bewusst. Bei aller Kritik zeugt 
 
 
 
 
 
 

das wenigstens von Lernfähig- 
keit. Mittlerweile ist die An- 
nahme von Geschenken durch 
Amtspersonen und Mandat- 
sträger aber nicht mehr eine 
Frage der Moral, sondern 
durch das Stuttgarter Urteil in 
der Freikartenaffäre von 1997 
und eine Änderung im Straf- 
gesetzbuch rechtswidrig. Ob 
die Politik des „Zugreifens“ 
auf der einen Seite und des „in 
die Taschen greifen“ auf der 
anderen Seite sich aber am 
Ende bezahlt macht, wird der 
Wähler entscheiden. Wir je- 
denfalls fordern alle Mitglie- 
der des Rates, die im Besitz 
der AG Ems-Freikarten sind, 
auf, diese im eigenen Interesse, 
um einer möglichen Strafver- 
folgung zu entgehen, und im 
Interesse der Öffentlichkeit, 
damit objektive und unvorein- 
genommene Politik gegenüber 
der AG Ems glaubwürdig 
wird, zurückzugeben. 
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